
Von der Zeitenwende zum Epochenbruch:  
Wird der Schalter umgelegt?
Von Christina Moritz

Endlich. Da stand am 4. Dezember einer am Rednerpult der 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS) in Berlin-Pankow, 
der sagte, was zu sagen war. Der Partei- und Fraktionsvorsitzen-
de der CDU, Friedrich Merz, trug vor der versammelten sicher-
heitspolitischen Community keine Eulen nach Athen, sondern 
gab die Richtung vor. Wie Deutschland dem „Epochenbruch“ als 
„führende Mittelmacht“ mit ihm als Bundeskanzler aktiv begeg-
nen werde. Auch, welche europäischen Partner, zumal nach dem 
Amtsantritt des neuen US-Präsidenten Donald Trump, enger zusam-
menstehen müssten. Diese Rede wird noch oft nachgelesen und das 
Signal, das sie sendet, weit über die Grenzen Deutschlands gehört wer-
den: Da kommt einer, der das Land sicherheitspolitisch wieder handlungsfähig 
machen will. Mit – auch das eine epochale Neuerung – einem Nationalen Sicherheitsrat (NSR), 
der bis in jede Verästelung des Föderalismus auch Länder und Kommunen einbinden soll.

Sein Parteikollege, der sächsische Innenminister Armin Schuster, forderte an diesem Tag in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung ebenfalls eine Stärkung der deutschen Sicherheitsarchitektur 
mit einem Dreiklang aus Nationalem Sicherheitsrat, Nationalem Sicherheitsberater und Nationa-
ler Sicherheitsstrategie (NSS). Fragen der inneren wie äußeren Sicherheit, etwa der Zivil- oder der 
gesundheitliche Bevölkerungsschutz, seien zunehmend ressortübergreifend und dringlicher denn 
je. Bei der Erstellung der letzten NSS der Bundesregierung hatten die Länder gerügt, nicht von An-
fang an beteiligt worden zu sein. Das dürfte sich mit einem Bundeskanzler Merz ändern und helfen, 
die angekündigten und unbedingt notwendigen Veränderungen gemeinsam mit den Menschen in 
Deutschland zu gestalten. Statt ‚Top Down‘ oder ‚Bottom Up‘ ergäbe sich aus der Kombination bei-
der Prinzipien ein konstruktives, die Nationale Sicherheit optimierendes ‚All Heads Up‘.

Frankreich, Polen und das Vereinigte Königreich, mit denen sich Merz in Zukunft noch enger ab-
stimmen will, haben indes längst Nationale Sicherheitsräte. Die Briten waren in diesem Kreis die 
Letzten, die die Entscheidung für einen NSR als unmittelbare Reaktion auf Terroranschläge trafen. 
In Skandinavien beschritt einzig Schweden diesen Weg. Auslöser waren hier der Angriff Russlands 
auf die Ukraine und die Einsicht, dass in einer zunehmend komplexen Lage die Koordination über 
eine zentrale Sicherheitsinstitution zwingend erforderlich ist. Dem vorausgegangen waren jahre-
lange Diskussionen, doch die Umsetzung verlief schließlich schnell und unbürokratisch, weil die 
schwedische Regierung den aus der russischen Aggression resultierenden akuten Handlungsdruck 
richtig einschätzte und ebenso pragmatisch wie zügig reagierte. Auch in Ungarn war der Ausbruch 
des Krieges in der Ukraine Beweggrund für die Schaffung eines Nationalen Sicherheitsrates. Damit 
lenken mittlerweile alle vier Visegrád-Staaten ihre Sicherheitsvorsorge über einen NSR.

Derweil reicht die aktuelle politische Debatte zum 
Thema NSR in Deutschland weiterhin kaum über ver-
einzelte Forderungen hinaus. Dabei ist spätestens 
nach Veröffentlichung der Ergebnisse des Afghanis-
tan-Untersuchungsausschusses klar, dass z.B. das 
Auswärtige Amt und die Bundesministerien der Ver-
teidigung sowie des Innern keine gemeinsamen La-
gebilder haben. Diesen Systemfehler könnte ein NSR 
leicht beheben. Und doch bleibt die Auseinanderset-
zung in großen Teilen bedenkenlastig bis oberfläch-
lich. Nur langsam setzt sich die Erkenntnis durch, 
dass ein Nationaler Sicherheitsrat seine Funktionen 
jenseits jeglicher Parteipolitik erfüllt. Auch, dass die-
ser als fachliches Beratungsgremium und in einem fö-
deralen System wie dem deutschen schwerlich durch 
Einzelakteure beeinflusst werden könnte.
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In 66 Ländern unterschiedlichster Staatsform hat sich das NSR-Modell bereits bewährt. Wo immer 
die neue Lage institutionelle Anpassungen erfordert, konnte stets nachgebessert werden − zuletzt 
in Österreich, das über einen Nationalen Sicherheitsrat verfügt und ebenfalls dem Föderalismus
prinzip Rechnung zu tragen hat, oder mehrmals über einen Zeitraum von mehr als 50 Jahren in 
den USA. 

Partei- und Fraktionschef Merz blieb in seiner Rede Anfang Dezember eine Antwort im Namen 
von CDU und CSU nicht schuldig: Ihm zufolge steht die Entscheidung für einen Nationalen Sicher-
heitsrat in Deutschland. Während sich damit drei von sechs Fraktionen im Bundestag pro NSR 
positioniert haben, bleibt abzuwarten, ob Bündnis 90/Die Grünen und SPD folgen werden.

Modell für Nationalen Sicherheitsrat seit langem zur Hand

In der ARD-Talkshow Maischberger betonte Friedrich Merz nach seinen Ausführungen spät abends, 
dass sein Kabinett zuallererst nach fachlicher Kompetenz besetzt werde. Genau diese und dar-
über hinaus die Integration bisher nicht berücksichtigte Expertise könnte auch ein Nationaler 
Sicherheitsrat bei der Beratung eines Kanzlers garantieren, durch vorausschauende Rund-um-
die-Uhr-Analyse und Strategiebildung, die, so Merz, „der Zeit gerecht wird“. Dazu gehört nach 
dem bereits seit längerem vorliegenden Konzept für einen NSR mit Nationalem Sicherheitsbera-
ter und Sekretariat im Bundeskanzleramt, dass Länder, Wirtschaft, Wissenschaft und Verbände, 
vor allem aber die Bevölkerung sich mit Anregungen einbringen können – teils über eine dem NSR 
zuarbeitende Analyse- und Planungseinheit (APE), teils über ein virtuelles Portal.

Nach diesem institutionellen Modell könnten die Ressorts von Bund und Ländern aus der Zusam-
menarbeit mit einem Nationalen Sicherheitsrat durch Integration zusätzlicher externer Experti-
se einen erheblichen Informations-Mehrwert generieren. Überdies steht nirgends geschrieben, 
sie dürften nicht zusammenarbeiten – schon gar nicht, dass ihnen Kästchendenken oder Abgren-
zung gegeneinander erlaubt und dem Interesse des Landes förderlich seien. „Nicht strategisch, 
nicht entschieden und nicht abgestimmt genug“ steht auf dem Etikett, das Merz an der BAKS dem 
Vorher gab. Das Nachher soll, ginge es nach ihm, das sein, was bislang fehlte. Der Nationale Sicher-
heitsrat gehöre „in die Regierungszentrale“. Schnell wäre er dort in zehn Schritten etabliert:

Von Paralyse zu gesamtstaatlicher Resilienz

Seit dem, was der Unionschef treffend einen „Epochenbruch“ nennt, verharren hierzulande aller-
dings noch immer viele paralysiert in der Betrachtung des Status Quo. Doch die sicherheitspoli-
tische Welt hat sich fundamental verändert. Nicht nur die Kriegsdichte, sondern auch die daraus 
resultierenden Problemstellungen und Bedrohungen für Deutschland und seine Nachbarn ha-
ben exponentiell zugenommen. Im Konfliktfall mit Russland aber, vor dem die deutschen Nach-
richtendienste nun verstärkt auch öffentlich warnen, geht es für die Deutschen ums Überleben. 
Deshalb sollte ein Nationaler Sicherheitsrat nicht nur Außen-, Sicherheits- und Europapolitik im 
klassischen Sinne koordinieren und strategisch begleiten.
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Die Checkliste zur Schaffung 
eines deutschen NSR liegt be
reits vor, sodass sich die nächste 
Regierung ohne Verzug an die 
Umsetzung begeben kann. 
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Die Checkliste und viele weitere Informationen werden 
per QR-Code von Christina Moritz zur Verfügung gestellt. 
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Zum zeitgemäßen Konzept umfassender Sicherheit, das auch Merz seiner Rede zugrunde legte, 
gehört eine gesamtstaatliche Resilienz (Widerstandsfähigkeit). Sie gilt es über einen NSR zu orga-
nisieren und stetig zu verbessern. Das beginnt mit einem vollständigen Bild der Lage Innen, also 
der Bestandsaufnahme von Ressourcen, Redundanzen und Schutzmöglichkeiten für Bevölkerung, 
kritischer Infrastruktur, Produktion, Logistik und Kommunikation. Ein NSR kann dies leisten und 
zentral mit Handlungsempfehlungen bis in jeden Haushalt kommunizieren. So praktizierte es bei-
spielsweise Belgien während der Corona-Krise. Sehr deutlich wird die zentrale Rolle eines Nationa-
len Sicherheitsrates auch am Beispiel Frankreichs und Österreichs, wo er bei jeder größeren krisen-
haften Entwicklung oder Terrorgefahr sofort einberufen wird.

Lange kaum vorhanden, haben auch die Deutschen längst eine erhöhte Bedrohungswahrnehmung. 
Etwa 61 Prozent der jüngeren Männer würden aktuellen Umfragen zufolge das Land mit der Waffe 
verteidigen. Doch die Menschen müssen informiert werden und lernen, wie sie sich in Gefahrenla-
gen verhalten, was sie an Vorräten selbst vorhalten müssen und vor allem, wie sie sich selbst ein-
bringen können, um sich und anderen zu helfen. Ein hervorragendes Beispiel, wie militärische Kräfte 
und Bevölkerung einander stützen und ergänzen, ist das skandinavische Konzept der Gesamtver-
teidigung (Total Defence). Vergleichbar dem Prinzip der kommunizierenden Röhren schaffen die 
praktisch orientierten, organisatorischen Vorkehrungen der Regierungen in Stockholm, Helsinki 
und Oslo großes Vertrauen in die Verlässlichkeit staatlicher Sicherheitsvorsorge. Umgekehrt sind 
die Skandinavier vorbereitet und leisten einen eigenen, individuellen Beitrag, auf den die dortigen 
Entscheider in Regierungsverantwortung bauen können. Je besser ein deutscher Nationaler Sicher-
heitsrat arbeitet, desto mehr Vertrauen wird auch er in der deutschen Gesellschaft erwerben kön-
nen. Und Vertrauen, so auch ein Beitrag auf der diesjährigen Berliner Sicherheitskonferenz (BSC), ist 
eine Ressource. Eine, die der deutschen Politik noch viel zu wenig zu Bewusstsein gekommen ist. 
Das muss und könnte sich ändern, wenn Friedrich Merz seine Pläne umzusetzen vermag. Resilienz 
hingegen ist eine Fähigkeit eines Staates und seiner Bevölkerung, die erlernt und trainiert werden 
kann. Auch das kann mit einem Nationalen Sicherheitsrat gelingen. Seine Analysen und strategi-
schen Empfehlungen bilden die Grundlage für eine optimale Vorbereitung und im Ernstfall könnte 
er – zeitlich befristet auf die Dauer der Bedrohung – als Nationaler Krisenstab fungieren. Dann gäbe 
es erstmals z.B. ein effektives Flutmanagement aus einer Hand und zentral koordinierte Hilfe bei 
Stromausfällen oder Versorgungsengpässen. Vor allem aber könnten bürokratischer Mehraufwand 
und bisherige Doppelungen entfallen, die in der Krise Menschenleben kosten.

Steht zu hoffen, dass auch die neue Nationale Sicher-
heitsstrategie, die der Unionschef durch einen NSR 
federführend entwickelt und im ersten Jahr seiner 
Amtszeit veröffentlicht wissen will, die vorliegende, 
gründlich misslungene, um Längen hinter sich lassen 
kann. Wenn Deutschland sicherheitspolitisch auf die 
Höhe der Zeit kommen will, sollte es sich – entgegen 
der Einlassung des BAKS-Präsidenten im Panel nach 
Merz‘ Rede – eben nicht nur um eine „Fortschreibung“ 
handeln. Das Ansprechen – Beurteilen – Folgern ist 
ein nicht nur in der Bundeswehr gebräuchlicher Ana-
lyse-Dreiklang. Friedrich Merz ist bereits einen Schritt 
weiter und hat den Schalter in Richtung proaktive 
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik umgelegt: 
Umdenken – Umsteuern – Umsetzen. Je schneller sei-
ne Herangehensweise Regierungspolitik wird, desto 
besser für Deutschland und seine Partner weltweit.

Über die Autorin: Christina Moritz, Berliner Politologin und CISS Fellow, forscht und promo-
viert zu ihrem Modell für einen deutschen Nationalen Sicherheitsrat, das sie 2016 erstmals 
vorgestellt hat. Die Expertin setzt sich in Fachpublikationen und Vorträgen für die Schaffung 
der Institution ein. Der Beitrag gibt ihre persönlichen Einschätzungen und Ansichten wieder.
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https://drive.google.com/drive/folders/1-LgVB2sCzgUVEAidwJRc2Aqu8H4hc0-t

